
Grundsätze zur Anwendung der Eingriffsregelung  

nach § 14 und § 15 BNatSchG, § 8 und § 9 SächsNatSchG  
 

 
 
Eingriffe in Natur und Landschaft sind innerhalb  

angemessener Frist zu kompensieren 
 

Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne dieser Gesetze sind Veränderungen der Gestalt oder 

Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung 

stehenden Grundwasser- spiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder 

das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können. 

Der Eingriffstatbestand ist nach biotop-, bodenfunktions- und landschaftsbildbezogenen 

Beeinträchtigungen (Wert- minderungen, Wertverluste) von Natur und Landschaft zu bilanzieren. 

Dabei ist festzustellen, welche Funktionsverluste (Lebensraumfunktion, Biotopverbund- funktion, 

ästhetische Funktion, biotische Ertragsfunktion, Retensionsfunktion, Grundwasserschutzfunktion, 

Archiv- funktion, bioklimatische Ausgleichsfunktion) mit dem Eingriff in Natur und Landschaft 

verbunden sind. Bei der Kompensation eines Eingriffs ist der räumliche und funktionale 

Zusammenhang zum Eingriffsort (Eingriffstatbestand) herzustellen. 

 

Der Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflichten, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft zu unterlassen. Dies erfordert, Bedarfsnachweise für Vorhaben mit Eingriffen in Natur und 

Landschaft zu erbringen. Unvermeidbare Beeinträchtigungen sind durch Maßnahmen des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen 

(Ersatzmaßnahmen). 

 

Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des 

Naturhaushaltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild 

landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und 

sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes im betroffenen Naturraum in 

gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist. 

 

Bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen für Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen ist auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht zu nehmen, insbesondere sind für die 

landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Böden nur im notwendigen Umfang in Anspruch zu 

nehmen. Es ist vorrangig zu prüfen, ob der Ausgleich oder Ersatz auch durch Maßnahmen zur 

Entsiegelung, durch Maßnahmen zur Wiedervernetzung von Lebensräumen oder durch 

Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahmen, die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushaltes oder 

des Landschaftsbildes dienen (produktionsintegrierte Kompensation), erbracht werden kann, um 

möglichst zu vermeiden, dass Flächen aus der Nutzung genommen werden. 

 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind in dem jeweils erforderlichen Zeitraum zu unterhalten und 

rechtlich zu sichern, Der Unterhaltungszeitraum ist durch die zuständige Behörde im 



Zulassungsbescheid festzusetzen. Verantwortlich für Ausführung, Unterhaltung und Sicherung der 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist der Verursacher oder dessen Rechtsnachfolger. Ein Eingriff 

darf nicht zugelassen oder durchgeführt werden, wenn die Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder 

nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind und die Belange des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen 

Belangen im Range vorgehen. 

 

Werden als Folge des Eingriffs Biotope zerstört, die für dort wild lebende Tiere und wild wachsende 

Pflanzen der streng geschützten Arten nicht ersetzbar sind, ist der Eingriff nur zulässig, wenn er aus 

zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses gerechtfertigt ist. 

 

Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen oder von 

Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Baugesetzbuches Eingriffe in Natur und Landschaft zu 

erwarten, ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des 

Baugesetzbuches zu entscheiden. 
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